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vernommen werden. Für die Mitglieder einer Landes­
regierung bedarf es der Genehmigung der Landesregierung.

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 
die Ablegung des Zeugnisses dem Wohle des Reichs oder 
eines deutschen Landes Nachteil bereiten würde.

(3) Für die Mitglieder der Reichsregierung gelten die Vor­
schriften des Reichsministergesetzes vom 27. März 1930 
(RGBl. I S. 96).

(4) Der Reichspräsident und der Präsident eines deut­
schen Landes können unter der Voraussetzung des Abs. 2 
das Zeugnis verweigern. Dies gilt auch für einen früheren 
Präsidenten, soweit es sich um Tatsachen handelt, die 
sich während seiner Amtsführung ereignet haben, oder die 
ihm infolge seiner Amtsführung bekanntgeworden sind.

Anm.: Vgl. Anm. zu §§ 49 und 50.

Auskunftsverweigerung bei Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung,

§ 55
Jeder Zeuge kann die Auskunft auf solche Fragen ver­

weigern, deren Beantwortung ihm selbst oder einem der 
im § 52 Nr. 1 bis 3 bczeichneten Angehörigen die Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde.

Glaubhaftmachung des Verweigerungsgrundes.
§ 56

Die Tatsache, auf welche der Zeuge die Verweigerung 
des Zeugnisses in den Fällen der §§ 52, 53, 55 stützt, ist 
auf Verlangen glaubhaft zu machen. Es genügt die eid­
liche Versicherung des Zeugen.

Eidesbelekrung.
§57

Vor der Vernehmung sind die Zeugen zur Wahrheit zu 
ermahnen und darauf hinzuweisen, daß sie ihre Aussage
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